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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Eine im Juni 2018 eingereichte Motion Herzog (svp, TG) forderte vom Bundesrat, sich
bei der geplanten Änderung des Zivilgesetzbuchs bezüglich der Änderung des
Geschlechts im Personenstandsregister an folgenden Punkten zu orientieren: Es sollen
«unterschiedliche Lösungsansätze infolge unterschiedlicher Bedürfnisse zwischen
Transmenschen und Menschen mit einer Variante der Geschlechtsentwicklung»
ausgearbeitet werden und eine Änderung im Personenstandsregister soll nur einmal
möglich sein. Ferner müsse sich eine Änderung des Geschlechts «so weit wie möglich
an den biologischen und medizinischen Fakten und Realitäten orientieren». Eine
Änderung im Personenstandsregister dürfe schliesslich nicht nur gemäss dem
persönlichen Empfinden erfolgen, damit Beliebigkeiten vorgebeugt werden könne, so
Herzogs Forderung.
Der Bundesrat betonte in seiner Stellungnahme im August 2018, er sei sich der
unterschiedlichen Bedürfnissen von Transmenschen und Menschen mit einer
Geschlechtsvariante bewusst. Die geplanten Änderungen des ZGB würden freilich
vermehrt Transmenschen entgegekommen. Es gelte aber nun, das
Vernehmlassungsergebnis zum Vorentwurf über die Änderungen des ZGB abzuwarten,
bevor Änderungen im Sinne der vorliegenden Motion diskutiert werden können. 
In der Vernehmlassung stiessen die vorgeschlagenen Änderungen des Zivilgesetzbuchs
schliesslich grösstenteils auf Zustimmung: In einer entsprechenden Botschaft im
Dezember 2019 hielt der Bundesrat fest, dass Betroffene eine Änderung des
Geschlechts beim Zivilstandsamt ohne die von Verena Herzog geforderten Auflagen
beantragen können sollen. Die Motion Herzog wurde in der Folge im Juni 2020
zurückgezogen. 1

MOTION
DATUM: 03.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Mit 97 zu 88 Stimmen bei 5 Enthaltungen lehnte es der Nationalrat in der
Sommersession 2023 ab, die Einführung der «neuen Gendersprache» an den
eidgenössischen Hochschulen und Forschungsanstalten zu verbieten. Die
entsprechende parlamentarische Initiative von Therese Schläpfer (svp, ZH) fand nur bei
der geschlossenen SVP-Fraktion sowie jeweils bei einer Mehrheit der FDP.Liberalen-
und der Mitte-Fraktion Gehör. Im Rat torpedierten Initiantin Schläpfer und WBK-NR-
Minderheitssprecherin Verena Herzog (svp, TG) die Gendersternchen und die
komplizierten Sprachvorschriften an den Hochschulen. Letztere sollten sich
stattdessen besser an dem Sprachleitfaden der Bundeskanzlei orientieren. Marianne
Binder-Keller (mitte, AG) warf daraufhin die Frage in den Raum, ob die Lehranstalten
nicht selber in der Lage seien, diese Angelegenheit eigenständig zu klären. Hier hakte
auch Kommissionssprecher Christian Wasserfallen (fdp, BE) ein, der im Namen der
Kommission den Handlungsbedarf zwar nicht grundsätzlich negierte, die
Herangehensweise jedoch kritisierte. Eine Regelung zum Umgang mit Gendersprache
sollte über alle Hochschulen hinweg gemeinsam getroffen werden und nicht nur im
Bereich der ETH und EPFL, wo der Bund die Trägerschaft innehat. Bundesrat Guy
Parmelin sei deshalb von der Kommission gebeten worden, sich für eine koordinierte,
eigenständige Regelung unter den Hochschulen einzusetzen. Wie Kommissionssprecher
Emmanuel Amoos (sp, VS) zudem erläuterte, wolle Bildungsminister Parmelin die Fragen
an der Konferenz der Schweizer Hochschulen im November 2023 thematisieren. Eine
Mehrheit zeigte sich damit zufrieden und die Initiative war erledigt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2023
MARCO ACKERMANN

1) Mo. 18.3696
2) AB NR, 2023, S. 1109 ff.
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